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Internationales Steuerrecht

BMF: Keine beschränkte Steuerpflicht bei
Drittstaatsverschmelzungen erforderlich

Mit BMF-Schreiben vom 10.11.2016 wird der UmwSt-Erlass vom 11.11.2011 dahingehend
geändert, dass bei Drittstaatsverschmelzungen keine beschränkte Steuerpflicht der
übertragenden Gesellschaft als Voraussetzung für die Steuerneutralität der Verschmelzung
auf deutscher Anteilseignerebene mehr gefordert wird.

Hintergrund
Betroffen von § 12 Abs. 2 S. 2 KStG sind im Wesentlichen side-stream Verschmelzungen von
Gesellschaften in Drittstaaten, die beide direkte Tochtergesellschaften eines deutschen
Anteilseigners sind. Bei solchen Drittstaatsverschmelzungen scheidet eine unmittelbare
Anwendung des § 13 UmwStG, wonach eine Verschmelzung bei Vorliegen der
entsprechenden Voraussetzungen auf Anteilseignerebene erfolgsneutral behandelt werden
kann, aus. § 12 Abs. 2 S. 2 KStG lässt aber eine entsprechende Anwendung des § 13
UmwStG zu, wenn „das Vermögen einer Körperschaft durch einen Vorgang im Sinne des
Satzes 1 auf eine andere Körperschaft übertragen“ wird.

§ 12 Abs. 2 S. 1 KStG bestimmt, unter welchen Voraussetzungen bei Übertragung des
Vermögens einer beschränkt steuerpflichtigen Körperschaft, Personenvereinigung oder
Vermögensmasse als Ganzes auf eine andere Körperschaft desselben ausländischen
Staates durch einen Vorgang, der einer Verschmelzung im Sinne des § 2 UmwG in der
jeweils geltenden Fassung vergleichbar ist, die steuerlichen Buchwerte der übergehenden
Wirtschaftsgüter anzusetzen sind. Bei den Voraussetzungen geht es insbesondere um die
Sicherstellung des deutschen Besteuerungsrechtes. Unklar ist, auf welche
Tatbestandsmerkmale des § 12 Abs. 2 S. 1 UmwStG sich der Verweis in Satz 2 auf einen
„Vorgang im Sinne des Satzes 1“ bezieht.

Nach der ganz überwiegenden Meinung im Schrifttum soll die beschränkte Steuerpflicht der
übertragenden Körperschaft kein Erfordernis des § 12 Abs. 2 Satz 2 KStG sein. Nach einer
anderen, engeren Auslegung, würden mit der Verweisung auch die weiteren in § 12 Abs. 2
S. 1 KStG genannten Erfordernisse – nämlich u.a. beschränkte Steuerpflicht der
übertragenden Körperschaft – umfasst werden.

Die Finanzverwaltung geht in Tz. 13.04 des UmwSt-Erlasses vom 11.11.2011 davon aus, dass
§ 13 UmwStG für die Besteuerung der Anteilseigner der übertragenden Körperschaft nach §
12 Abs. 2 S. 2 KStG entsprechend gilt, wenn das Vermögen einer beschränkt
steuerpflichtigen Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse als Ganzes
durch einen Verschmelzungsvorgang im Sinne des § 12 Abs. 2 S. 1 KStG nach ausländischem
Recht auf eine andere Körperschaft übertragen wird. Das deutet darauf hin, dass § 13
UmwStG nach Ansicht der Finanzverwaltung nur in diesem Falle anwendbar sein soll. Eine
entsprechende Klarstellung wurde zunächst in die Entwurfsfassung der KStR 2015
aufgenommen, ist in der endgültigen Fassung jedoch wieder gestrichen worden (siehe
Deloitte Tax-News).

Verwaltungsanweisung
Mit BMF-Schreiben vom 10.11.2016 wird Tz. 13.04 des UmwSt-Erlasses vom 11.11.2011 nun
dahingehend geändert, dass § 12 Abs. 2 S. 2 KStG dann anwendbar ist, wenn das Vermögen
einer nicht unbeschränkt (beschränkt oder nicht) steuerpflichtigen Körperschaft,
Personenvereinigung oder Vermögensmasse als Ganzes durch einen
Verschmelzungsvorgang im Sinne des § 12 Abs. 2 S. 1 KStG nach ausländischem Recht auf
eine andere Körperschaft übertragen wird. § 13 UmwStG ist über § 12 Abs. 2 S. 2 KStG
nunmehr also auch nach Auffassung der Finanzverwaltung unabhängig von einer
(beschränkten) Körperschaftsteuerpflicht der übertragenden Körperschaft anzuwenden.

Das BMF-Schreiben ist auf alle offenen Fälle anzuwenden.
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